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Allgemeines Verwaltungsrecht und Verwaltungskostenrecht
Lernfeld 3: Verwaltungsgerichtsbarkeit

Lernziele 3.2: Anfechtungs- und Verpflichtungsklage

Lernziel laut Stoffgliederungsplan

Der Teilnehmer soll die Erfolgsaussichten der Anfechtungs- und der Verpflichtungsklage kennen und beurteilen können. Das erfordert

1. Kenntnisse über die Erfolgsaussichten der Anfechtungsklage, sowie

2. Kenntnisse über die Erfolgsaussichten der Verpflichtungsklage.
A. Zulässigkeit von

	Anfechtungsklage


	Und
	Verpflichtungsklage

	Verwaltungsrechtsweg, § 40 I 1 VwGO



	Sachliche Zuständigkeit des Gerichts: § 45 VwGO (VG), § 47 VwGO (VGH)

örtliche Zuständigkeit des Gerichts: § 52 VwGO

	Statthaftigkeit (Klagegegenstand), § 42 I VwGO:

Durch Klage kann die 

Aufhebung eines

Verwaltungsakts

(Anfechtungsklage)
sowie die Verurteilung zum Erlass eines abgelehnten

oder unterlassenen
 Verwaltungsakts (Verpflichtungsklage) begehrt werden.



	Klagefrist, § 74 VwGO



	Klagebefugnis, § 42 II VwGO:

Soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, ist die Klage nur zulässig, wenn der Kläger geltend macht,

durch den Verwaltungsakt

(als belasteter Adressat)
oder seine Ablehnung
oder Unterlassung
in seinen Rechten verletzt zu sein.

	Durchführung des Vorverfahrens, § 68 VwGO:

(1) 1Vor Erhebung der

Anfechtungsklage sind Rechtmäßigkeit und Zweckmäßigkeit des Verwaltungsakts in einem Vorverfahren nachzuprüfen.
(2) Für die Verpflichtungsklage gilt Absatz 1 entsprechend, wenn der Antrag auf Vornahme des Verwaltungsakts abgelehnt
 worden ist.




B. Begründetheit von

	Anfechtungsklage



	Und Verpflichtungsklage

	§ 78 I VwGO: Die Klage ist zu richten

1.
gegen den Bund, das Land oder die Körperschaft, deren Behörde den angefochtenen Verwaltungsakt erlassen oder den beantragten Verwaltungsakt unterlassen hat; zur Bezeichnung des Beklagten genügt die Angabe der Behörde.

	§ 113 I 1 VwGO


	§ 113 V VwGO

	Soweit der Verwaltungsakt rechtswidrig
 und der Kläger dadurch in seinen Rechten verletzt ist, hebt das Gericht den Verwaltungsakts und den etwaigen Widerspruchsbescheid auf.
	1Soweit die

Ablehnung
 oder Unterlassung
 des Verwaltungsakts rechtswidrig
 und der Kläger dadurch in seinen Rechten verletzt ist, spricht das Gericht die Verpflichtung der Verwaltungsbehörde aus, die beantragte Amtshandlung vorzunehmen, wenn die Sache spruchreif
 ist.
	2Andernfalls spricht es die Verpflichtung aus, den Kläger unter Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichts zu

bescheiden.

	§ 113 II 1 VwGO: Begehrt der Kläger die Änderung eines Verwaltungsakts, der einen Geldbetrag festsetzt oder eine darauf bezogene Feststellung trifft, kann das Gericht den Betrag in anderer Höhe festsetzen
 oder die Feststellung durch eine andere ersetzen.
	
	

	
	Vornahmeurteil
	Bescheidungsurteil
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� 	Fall der Versagungsgegenklage.


� 	Fall der Untätigkeitsklage.


� 	Also Fall der Versagungsgegenklage; im Fall der Untätigkeit von Ausgangs- oder Widerspruchsbehörde eröffnet § 75 Satz 1 VwGO die Möglichkeit, ohne vorheriges Widerspruchsverfahren Verpflichtungsklage in Form der Untätigkeitsklage zu erheben; Peter Lehmann, S. 144.


� 	Maßgebend für die gerichtliche Entscheidung ist hier grundsätzlich die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der letzten Verwaltungsentscheidung (in der Regel also der Zeitpunkt, zu dem der Widerspruchsbescheid erlassen wird); Peter Lehmann, S. 142.


� 	Fall der Versagungsgegenklage.


� 	Fall der Untätigkeitsklage.


� 	Maßgebend für die gerichtliche Entscheidung ist hier grundsätzlich die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der letzten mündlichen Verhandlung vor Gericht; Peter Lehmann, S. 145.


� 	„Spruchreif“ ist eine Sache, wenn alle gesetzlichen Voraussetzungen für eine abschließende gerichtliche Entscheidung in tatsächlicher und rechtlicher Hinsicht geklärt sind; Peter Lehmann, S. 145.


� 	Beispiel: Das Gericht setzt den Erschließungsbeitrag, der mir Bescheid auf 10.000,- € festgesetzt war, in Höhe von 8.000,- € fest; Peter Lehmann, S. 142.
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